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Aus diesem Grund gestalte es sich schwierig, die Bürger von der Notwendig-
keit oder Nichtumsetzbarkeit bestimmter Maßnahmen zu überzeugen, was am 
folgendem Statement deutlich wird: „Ich glaube, man kann den Leuten nicht 
so ohne weiteres klarmachen, warum an bestimmten Punkten nix gemacht wird 
und nix gemacht werden kann.“

Die Professionalisierung, Verrechtlichung und Bürokratisierung von Verwal-
tungshandeln verlangsamt teils tatsächlich, teils nur in der Wahrnehmung der 
Bürger das Tempo der Problemlösung oder verhindert sie ganz. Dass diese 
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institutionellen Charakteristika der Verwaltung aber auch häufig genug unab-
dingbare Voraussetzung sind, bestimmte Probleme überhaupt erst effektiv be-
arbeiten zu können, ist dem Bürger häufig noch nicht hinreichend klar. Unter 
diesem Gesichtpunkt erscheinen stärkere Anstrengungen seitens der Verwal-
tung nötig, bürgernahe Aufklärungsarbeit zu leisten und das Verwaltungshan-
deln für jeden Bürger transparent(er) zu gestalten, bevor der Bürger in Ent-
scheidungsprozesse mit einbezogen wird.

Ohne Öffentlichkeitsarbeit keine Bürgerbeteiligung
Viele Präventionsprojekte haben große Schwierigkeiten, genügend Mitwir-
kung einzuwerben oder die Leute „bei der Stange zu halten“ (vgl. Frehsee 
1998: 759f.). Die Art der „top-down“-Institutionalisierung kommunaler Prä-
vention in Deutschland ist gleichzeitig Ausdruck und Verstärker einer solchen 
passiven Mentalität der Bürger, die die primäre Verantwortung für Kriminali-
tätsbekämpfung und Kriminalprävention beim Staat ansiedeln (vgl. Schulze/
van den Brink 2006). Diese Schwierigkeiten werden auch von der Präventi-
onspraxis bestätigt: „Wir haben damals 100 Interviews geführt [...] und haben 
dann zu einem Treffen eingeladen, aber da kamen dann zwei. Also, mit dem 
selber aktiv werden war es dann nicht allzu weit her.“ Als wichtigster Ansatz-
punkt zur Verbesserung dieser Situation wurde in den Interviews eine offensi-
vere Öffentlichkeitsarbeit genannt. Allerdings gingen die Meinungen darüber 
auseinander, ob das Aufgabe der einzelnen Institutionen sei oder des gesamten 
Präventionsgremiums.
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Hohe Anforderungen an das Partizipationsmanagement
Ein erfolgreiches Partizipationsmanagement setzt – neben der genannten 
Öffentlichkeits- und Aufklärungsarbeit – voraus, dass von allen Beteiligten 
akzeptierte Verfahren entwickelt und angewandt werden, damit die Aushand-
lungs- und Entscheidungsprozesse kanalisiert und die Ergebnisse von allen 
getragen und umgesetzt wird. Die anschließende Durchsetzung und Gewähr-
leistung dieser Verfahren stelle hohe Anforderungen an die Verantwortlichen. 
Neben einer fachlichen Qualifikation erfordert das Partizipationsmanagement 
auch die Fähigkeit zur Moderation und Vermittlung zwischen unterschiedli-
chen Meinungen und Interessen. Wegen der unterschiedlichen Tiefenschär-
fe des Erfahrungshorizonts und der daraus resultierenden unterschiedlichen 
Sichtweise auf ein zu lösende Stadtteilproblem beispielsweise erscheint es in 
solchen Fällen schon schwierig, überhaupt erstmal eine gemeinsame Diskus-
sionsgrundlage und -kultur herzustellen. Dazu äußert sich ein anderes Gremi-
umsmitglied so: „Versuchen Sie mal, mit dreißig Leuten zu sprechen. Da ha-
ben Sie immer einen dabei, der nicht zuhört und nur rumkrakeelt und dumme 
Plattitüden verbreitet.“

Bürgerbeteiligung als Gefährdung des Rechtsstaats und Teil eines schlei-
chenden Privatisierungsprozesses
Die bei der Diskussion um Bürgerbeteiligung zu berücksichtigende Ambi-
valenz liegt darin, dass die mit ihr verbundenen Gewinne an direkter demo-
kratischer Kontrolle und Problemorientierung auf der einen Seite Verluste 
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an bürgerlichen Freiheiten und Rechtsstaatlichkeit auf der anderen Seite mit 
sich bringen können. Die Verlagerung von Verantwortung von der Verwal-
tung auf lokale Bürger- und Präventionsgremien beinhaltet zwar die Mög-
lichkeit, einiges von dem aufzuheben, was an der bisherigen bürokratischen 
Problembearbeitung kritikwürdig ist; aber bei dieser Diskussion gerät schnell 
in Vergessenheit, dass es trotz aller berechtigten Kritik viele schützenswerte 
rechtsstaatliche Errungenschaften der Bürokratie gibt und dass dafür im Rah-
men neuer gesellschaftlicher Organisationsformen funktionale Äquivalente 
erst noch entwickelt werden müssen (Lehne 1998: 128). Auf die Gefahr, dass 
dem aktuellen Präventionsschub ein Privatisierungsschub auf den Fuß folgen 
könnte, wird in der Wissenschaft schon seit langem hingewiesen (vgl. Frehsee 
1998: 746). Diese Bedenken greifen auch einige Interviewpartner auf. Auch 
sie verorten die Letztverantwortung über die Gewährleistung von Sicherheit 
beim Staat, wie das folgende Zitat verdeutlicht: „Ich glaube, es ist sogar da-
hingehend kontraproduktiv, dass es Politik aus ihrer Verantwortung entlässt. 
Das ist das große Problem ehrenamtlicher Arbeit oder von der Arbeit von Ar-
beitskreisen.“

Fazit: Bürgerbeteiligung ist ein zweischneidiges Schwert
Die Interviews mit den Präventionspraktikern haben gezeigt, dass mit der 
Beteiligung von Bürgern in kommunalen Präventionsgremien mehr Schwie-
rigkeiten verbunden sind als die (fach-)öffentliche Diskussion vermuten lässt. 
Zwar spricht sich niemand der Interviewpartner kategorisch gegen Bürgerbe-
teiligung aus. Im Gegenteil: Jeder hält die Bürger für einen wichtigen Baustein 
im Präventionsnetzwerk. Trotzdem nehmen die meisten eher eine vermittelnde 
Zwischenposition ein, was ihre Meinung zur Bürgerbeteiligung in Präventi-
onsgremien betrifft. Ihre Bedenken richten sich vor allem auf die mangeln-
de Fachkompetenz und Unkenntnis der Bürger über finanzielle, rechtliche, 
bürokratische und institutionelle Restriktionen des Verwaltungshandelns, die 
drohende Handlungsunfähigkeit des Arbeitskreises durch Verlängerung von 
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Entscheidungsprozessen und die Gefahr einer schleichenden Verantwortungs-
verlagerung auf die Bürger. 

Auf der Suche nach dem goldenen Mittelweg zwischen staatlicher und bürger-
schaftlicher Verantwortung für die Innere Sicherheit müssen die Chancen und 
Gefahren, Grenzen und Potenziale sorgfältig gegeneinander abgewogen wer-
den. So ist Privatisierung im Sinne einer bürgerschaftlichen Wiederaneignung 
von Konfliktlösungen im sozialen Nahraum sicherlich wünschenswert und för-
derungswürdig. Gleichwohl muss dieser Rückzug des Staates schrittweise und 
planmäßig erfolgen und darf sich dabei nicht an Geldfragen, sondern muss sich 
ausschließlich an Sachfragen orientieren. Hält man sich die Relevanz der Bür-
gerbeteiligung für eine wirksame Prävention vor Augen, kann es nicht mehr 
darum gehen, ob, sondern nur noch darum, wie eine sinnvolle Einbeziehung 
der Bürger in die kommunale Präventionspraxis aussehen kann. Dazu ist ein 
intensiverer internationaler und interkommunaler Gedankenaustausch ebenso 
nötig wie mutige Akteure, die die gewonnenen Erkenntnisse rasch und kom-
petent vor Ort umsetzen.




